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1 Bemerkungen zur Notwendigkeit des Projekts aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses

Das Kapitel „Notwendigkeit des Projekts aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses“ beginnt sofort mit der Feststellung: 

„Im Ergebnis wird deutlich, dass die Gründe, die für das Vorhaben sprechen, zwingend und gegenüber den Naturschutzbelangen gemäß dem Verhältnismäßigkeitsprinzip vorrangig sind.“ 

Dabei „...stützt sich der Vorhabensträger unter anderem auf eine Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Mecklenburg-Vorpommern (im Folgenden: Wirtschaftsministerium) vom 27. Mai 2009 aus dem Verfahren zum Steinkohlekraftwerk Greifswald. Diese wird durch eine Analyse der Deutschen Energie-Agentur GmbH (dena) zur Kraftwerksplanung in Deutschland vom 14. April 2008 bzw. deren Aktualisierung vom Februar 2010 untermauert.“
Alle in den Antragsunterlagen angeführten staatlichen Dokumente (Landes- und Regionaler Raumentwicklungsplan, Koalitionsvereinbarung M-V 2011) basieren nicht auf den neuen, veränderten Anforderungen, die sich durch die vom Bundestag im Juni 2011 beschlossene „Energiewende“ zwangsläufig ergeben. 

Die zitierte DENA-Studie, von der die angekündigte „Energielücke“ ausgeht, wurde mehrfach widerlegt (s. z.B. http://de.wikipedia.org/wiki/Energiewende: „...Deutschland blieb sogar in den strengen Frostperioden des Winters 2011/2012 während der Spitzenlast Nettostrom​exporteur. Im Tagesschnitt wurden 150-170 GWh Strom exportiert, entsprechend der Produktionsmenge von 5 bis 6 großen Kernreaktoren.[18] Die unterstützende und stabili​sierende Wirkung der Stromerzeugung aus regenerativer Energie wurde öffentlich von den Netzbetreibern eingeräumt.[19]

 HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Energiewende" \l "cite_note-Tennet_zu_PVA-20" [20] .“

Der verstärkte Ausbau Erneuerbarer Energien erfordert zwar, wie richtig bemerkt, zusätzliche „Regelenergie“ (back up), die Fluktuationen ausgleicht, aber gerade dafür ist das geplante hocheffiziente GuD III nicht geeignet (Wechsellastbetrieb senkt den Wirkungsgrad erheblich und bedingt erhöhten Verschleiß). 

Die erwähnte Möglichkeit zur CO2-Abscheidung und –verpressung (CCS-Technologie) würde bekanntlich den Wirkungsgrad des Kraftwerkes erheblich senken und wurde außerdem vom Landtag M-V am 23. Mai 2012 einstimmig abgelehnt. 

Langfristig würde das GuD III Ableitungskapazitäten blockieren, die für off-shore-Windenergieparks nordöstlich Rügens (ca. 1 GW geplant: Baltic 2, Wickinger, Arkona-Becken) benötigt werden. Außerdem ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen, dass der Stromtransport in südliche Ballungsgebiete mehr Verluste erzeugt, als der Gastransport und die dortige Verstromung erzeugen würde. Zudem könnte dort die Abwärme sinnvoll genutzt werden und müsste nicht den Greifswalder Bodden erwärmen. 

Das GuD III wird für die Energieversorgungssicherheit nicht benötigt, denn auch gegenwärtig werden erneut Stromüberschüsse vorausgesagt (OZ vom 4.12.12 S. 7). Sie basieren auf einer Studie der Universität Rostock (Netzstudie M-V 2012, Netzintegration der Erneuerbaren Energien im Land Mecklenburg-Vorpommern).

Dass das GuD III einen Beitrag zu einer preisgünstigen Energieversorgung leisten wird, beruht lediglich auf Wunschdenken, wenn man genauer betrachtet, wie die gerade für 2013 angekündigten Preiserhöhungen entstanden sind. In diesen Kalkulationen ist nicht zu erkennen, dass durch neu hinzugekommene Kraftwerkskapazitäten (z.B. Inbetriebnahme eines Braunkohlekraftwerks in Grevenbroich-Neurath im August 2012 mit 2,1 GWel  !) eine Kostendämpfung verursacht wurde. 

Auch die soziale Komponente „Schaffung von Arbeitsplätzen“ sollte einer ökonomischen Bewertung unterzogen und die Realisierbarkeitswahrscheinlichkeit von Folgearbeitsplätzen kritisch betrachtet werden. Es erscheint nicht verhältnismäßig, dass eine Investition in der Größenordnung einer Milliarde für 50 Arbeitsplätze erwähnenswert ist. Und die derzeit im EWN-Gelände geschaffenen Arbeitsplätze sind jedenfalls nicht durch Synergieeffekte, sondern durch Einzelansiedlungen entstanden. 

Was der folgende Absatz mit der Genehmigung eines Kraftwerkes zu tun hat, erschließt sich wohl nur Fröhlich & Sporbek, ist wie vieles Füllwerk und spricht nur gegen ein neues Kraftwerk:

„3.1.1.3 Zwingende Gründe der Energiepolitik und des Klimaschutzes

Auch energiepolitische Aspekte und die Förderung aktiven Umwelt- und Klimaschutzes sprechen für die Realisierung des Vorhabens. Die Verbesserung der Energieeffizienz sowie Einsparungen von Energie in allen Lebensbereichen sind als besonders wichtige Bestandteile der Maßnahmen zur nachhaltigen Energieversorgung und zum Klimaschutz in Mecklenburg-Vorpommern formuliert (Leitlinien „Energieland 2020“ M-V).“

Abschließend bleibt zum Kapitel Überwiegendes öffentliches Interesse zu bemerken, dass ein Industriestandort Lubmin nur begrenzt als solcher zu entwickeln ist, da man sich in den vergangenen 20 Jahren auch seitens der Wirtschaftspolitik für eine umfassende Förderung der Tourismus-, Gesundheits- und Wellnessbranche entschlossen hat. Jedes Kraftwerk an diesem Standort wird unweigerlich weitere „schmutzige Industrie“ (z.B. energieintensive Chemie, Glas, Metallurgie) nach sich ziehen, die in jedem Falle kontraproduktiv zu o.g. Branchen ist.
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